
BUNDESGERICHTSHOF

VI ZR 13/79 BESCHLUSS
in dem Rechtsstreit

der Frau Marie-Luise vom 
Straße Z

geb.

Klägerin und Revisionsklägerin,
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes 
hat in der Sitzung am 6. Februar 1979 unter Mit­
wirkung des Vorsitzenden Richters Dr. Weber und 
der Richter Dunz, Scheffen, Dr. Steffen und 
Dr. Kullmann beschlossen:

1. Die Anträge der Klägerin, ihr gegen 
die Versäumung der Frist zur Einlegung der 
Revision gegen das Urteil des Oberlandesge­
richts in Frankfurt am Main vom 12.Juli 1978 
und gegen die Versäumung der Frist des § 234 
Abs. 1 ZPO Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand zu gewähren (§ 233 ZPO), werden zurück­
gewiesen.

2. Die Revision der Klägerin gegen
das vorbezeichnete Urteil wird als unzulässig 
verworfen (§ 554 a ZPO).

3. Die Kosten der Revision und des 
Wiedereinsetzungsverfahrens fallen der Klägerin 
zur Last.

G r ü n d e
Der Klägerin konnte die begehrte Wiedereinsetzung 

nicht bewilligt werden.
Die zweiwöchige Frist, innerhalb der die Klägerin 

die Wiedereinsetzung gegen die Versäumung der Revisions­
frist hätte beantragen müssen (§ 234 Absatz 1 ZPO), be­
gann nur wenige Tage nach dem 11. Dezember 1978, dem Tag, 
an dem ihrem Prozeßbevollmächtigten der Beschluß über



die Versagung des Armenrechts zugestellt wurde. 
Schon nach einer Frist von höchstens 3-4 Tagen, in 
der sie hätte entscheiden können, ob sie nun auf 
eigene Kosten einen Anwalt beauftragt, war ihr 
Unvermögen, infolge ihrer Armut Revision einzu­
legen, entfallen (BGHZ 4, 55; 26, 99).

Daß die Klägerin innerhalb der demgemäß etwa 
ab 15. Dezember 1978 laufenden Zwei-Wochen-Frist 
ohne Verschulden keinen am Bundesgerichtshof zuge­
lassenen Anwalt finden konnte, der für sie Wieder­
einsetzung beantragt und Revision eingelegt hätte, 
ist nicht glaubhaft gemacht. Die Feiertage, die 
erst am Ende der Frist begannen bzw. sich an die 
Frist anschlossen, entschuldigen die verspätete 
Beauftragung ihres Prozeßbevollmächtigten nicht.

Dr. Weber Dunz Scheffen

Dp. Steffen Dr. Kulimann
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